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Erstes Kapitel
Wahl des Personalrats

Erster Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften

über Vorbereitung und
Durchführung der Wahl

§ 1 (Fn 15)
Wahlvorstand, Wahlhelfer

(1) Bei der Bestellung des Wahlvorstandes sind Beschäftigte auszu-
wählen, die eine Durchführung der Wahl nach Maßgabe der nachfol-
genden Regelungen gewährleisten.

(2) Der Wahlvorstand führt die Wahl des Personalrats durch. Er kann
wahlberechtigte Beschäftigte als Wahlhelfer zur Durchführung der
Wahlhandlung und zur Auszählung der Stimmen bestellen; dabei soll
er die in der Dienststelle vertretenen Gruppen angemessen berück-
sichtigen.

Wahlhelfer dürfen nur in Anwesenheit eines Mitglieds des Wahlvor-
standes tätig werden.



(3) Der Wahlvorstand gibt die Namen seiner Mitglieder durch Aushang
in der Dienststelle bekannt.

(4) Der Wahlvorstand faßt seine Beschlüsse mit einfacher Stimmen-
mehrheit seiner Mitglieder.

(5) Die Dienststelle hat den Wahlvorstand bei der Erfüllung seiner Auf-
gaben zu unterstützen, insbesondere ihm die notwendigen Unterlagen
zur Verfügung zu stellen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 2 (Fn 3)
Feststellung der Beschäftigtenzahl,

Wählerverzeichnis

(1) Der Wahlvorstand stellt die Zahl der in der Regel Beschäftigten
und ihre Verteilung auf die Gruppen (§§ 6, 105 LPVG) fest; innerhalb
der Gruppen sind die Anteile der Geschlechter festzustellen. Über-
steigt die Zahl der in der Regel Beschäftigten 50 nicht, stellt er außer-
dem die Zahl der wahlberechtigten Beschäftigten fest.

(2) Der Wahlvorstand stellt ein Verzeichnis der wahlberechtigten Be-
schäftigten (Wählerverzeichnis) getrennt nach den Gruppen auf; inner-
halb der Gruppen sind die Anteile der Geschlechter festzustellen. Er
hat bis zum Abschluß der Stimmabgabe das Wählerverzeichnis auf
dem laufenden zu halten und mindestens eine Abschrift an geeigneter
Stelle zur Einsicht auszulegen.

§ 3
Einsprüche gegen das Wählerverzeichnis

(1) Jeder Beschäftigte kann beim Wahlvorstand schriftlich innerhalb
einer Woche nach Auslegung des Wählerverzeichnisses Einspruch
gegen seine Richtigkeit einlegen.

(2) Die Entscheidung über den Einspruch ist dem Beschäftigten unver-
züglich, spätestens einen Tag vor Beginn der Stimmabgabe schriftlich
mitzuteilen.

§ 4
Vorabstimmungen

(1) Die Ergebnisse der Abstimmungen nach den §§ 15 Abs. 1 und 16
Abs. 2 LPVG werden nur berücksichtigt, wenn sie dem Wahlvorstand
innerhalb einer Woche nach der Bekanntgabe seiner Mitglieder vorlie-
gen und ihm glaubhaft gemacht wird, daß sie unter Leitung eines aus
mindestens drei wahlberechtigten Beschäftigten bestehenden Abstim-
mungsvorstands in geheimen und nach Gruppen getrennten Abstim-
mungen zustande gekommen sind. Dem Abstimmungsvorstand soll
ein Mitglied jeder in der Dienststelle vertretenen Gruppe angehören.

(2) Der Wahlvorstand hat in der Bekanntgabe seiner Mitglieder auf die
in Absatz 1 bezeichnete Frist hinzuweisen.



§ 5 (Fn 10)
Ermittlung der Zahl der zu

wählenden Personalratsmitglieder;
Verteilung der Sitze auf die

Gruppen

(1) Der Wahlvorstand ermittelt die Zahl der zu wählenden Mitglieder
des Personalrats. Ist eine von § 14 LPVG abweichende Verteilung der
Mitglieder des Personalrats auf die Gruppen nicht beschlossen wor-
den, so errechnet der Wahlvorstand die Verteilung der Personalratssit-
ze auf die Gruppen nach dem Höchstzahlenverfahren.

(2) Die Zahlen der der Dienststelle angehörenden Beschäftigten der
einzelnen Gruppen werden nebeneinander gestellt und der Reihe
nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. Auf die jeweils höchste Teilzahl
(Höchstzahl) wird solange ein Sitz zugeteilt, bis alle Personalratssitze
verteilt sind. Jede Gruppe erhält soviel Sitze, wie Höchstzahlen auf sie
entfallen. Ist bei gleichen Höchstzahlen nur noch ein Sitz oder sind bei
drei gleichen Höchstzahlen nur noch zwei Sitze zu verteilen, so ent-
scheidet das Los.

(3) Entfallen bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 2 auf eine Grup-
pe weniger Sitze, als ihr nach § 14 Abs. 3 LPVG mindestens zuste-
hen, so erhält sie die in § 14 Abs. 3 LPVG vorgeschriebene Zahl von
Sitzen. Die Zahl der Sitze der übrigen Gruppen vermindert sich ent-
sprechend. Dabei werden die jeweils zuletzt zugeteilten Sitze zuerst
gekürzt. Ist bei gleichen Höchstzahlen nur noch ein Sitz zu kürzen,
entscheidet das Los, welche Gruppe den Sitz abzugeben hat. Sitze,
die einer Gruppe nach den Vorschriften des LPVG mindestens zuste-
hen, können ihr nicht entzogen werden.

(4) Haben in einer Dienststelle alle Gruppen die gleiche Zahl von An-
gehörigen, so erübrigt sich die Errechnung der Sitze nach dem
Höchstzahlenverfahren; in diesen Fällen entscheidet das Los, wem
die höhere Zahl von Sitzen zufällt.

§ 6 (Fn 3)
Wahlausschreiben

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem letzten Tage der Stimmabgabe
erläßt der Wahlvorstand ein Wahlausschreiben. Es ist von den Mitglie-
dern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen.

(2) Im Wahlausschreiben ist neben Tag und Ort seines Erlasses anzu-
geben

1. die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Personalrats, getrennt
nach Gruppen;

2. Angaben über die Anteile der Geschlechter innerhalb der Dienst-
stelle, getrennt nach Gruppen mit dem Hinweis, daß Frauen und Män-
ner ihrem zahlenmäßigen Anteil in der Dienststelle entsprechend im
Personalrat vertreten sein sollen (§ 14 Abs. 6 LPVG);



3. ob die Gruppen ihre Vertreter in getrennten Wahlgängen (Gruppen-
wahl) oder in gemeinsamer Wahl wählen;

4. wo und wann das Wählerverzeichnis und diese Wahlordnung zur
Einsicht ausliegen;

5. daß Einsprüche gegen die Richtigkeit des Wählerverzeichnisses
schriftlich beim Wahlvorstand eingelegt werden können;

6. die Mindestzahl der wahlberechtigten Beschäftigten, von denen ein
Wahlvorschlag unterzeichnet sein muß, und daß Wahlvorschläge der
Organisationen von einem Beauftragten unterzeichnet sein müssen
(§§ 16, 110 LPVG);

7. daß jeder Beschäftigte für die Wahl des Personalrats nur auf einem
Wahlvorschlag benannt werden darf und die nicht wählbaren Beschäf-
tigten keine Wahlvorschläge machen oder unterzeichnen dürfen;

8. daß jeder Beschäftigte nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen darf;

9. daß Wahlvorschläge innerhalb von drei Wochen nach dem Erlaß
des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand einzureichen sind; der
letzte Tag der Einreichungsfrist ist anzugeben;

10. daß nur fristgerecht eingereichte Wahlvorschläge berücksichtigt
werden und daß nur gewählt werden kann, wer in einen solchen Wahl-
vorschlag aufgenommen ist;

11. der Ort, an dem die Wahlvorschläge bekanntgegeben werden;

12. Ort und Zeit der Stimmabgabe;

13. daß schriftliche Stimmabgabe möglich oder angeordnet ist;

14. Ort und Termin der Sitzung, in der das Wahlergebnis festgestellt
wird.

(3) Der Wahlvorstand hat mindestens eine Abschrift oder einen Ab-
druck dieser Wahlordnung und des Wahlausschreibens vom Tage sei-
nes Erlasses bis zum Abschluß der Stimmabgabe an geeigneter Stelle
auszuhängen.

(4) Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlausschreibens können vom
Wahlvorstand jederzeit berichtigt werden.

§ 7 (Fn 10)
Wahlvorschläge, Einreichungsfrist

(1) Zur Wahl des Personalrats können die wahlberechtigten Beschäf-
tigten sowie die in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften und
Berufsverbände (§§ 16 Abs. 4 und 110 LPVG) Wahlvorschläge ma-
chen.

(2) Wahlvorschläge sind innerhalb von drei Wochen nach dem Erlaß
des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand einzureichen. Bei Grup-
penwahl sind für die einzelnen Gruppen getrennte Wahlvorschläge



einzureichen.

§ 8 (Fn 4)
Inhalt der Wahlvorschläge

(1) Jeder Wahlvorschlag soll soviel Bewerber enthalten wie

a) bei Gruppenwahl Gruppenvertreter,

b) bei gemeinsamer Wahl Personalratsmitglieder zu wählen sind.

(2) Frauen und Männer sollen ihrem zahlenmäßigen Anteil in der
Dienstelle entsprechend im Personalrat vertreten sein.

(3) Die Namen der einzelnen Bewerber sind auf dem Wahlvorschlag
untereinander aufzuführen und mit fortlaufenden Nummern zu verse-
hen. Es sind Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Amts-, Dienst-
oder Berufsbezeichnung, Beschäftigungsstelle und Gruppenzugehö-
rigkeit anzugeben. Bei gemeinsamer Wahl sind in dem Wahlvorschlag
die Bewerber jeweils nach Gruppen zusammenzufassen.

(4) Aus dem Wahlvorschlag soll zu ersehen sein, welcher der Unter-
zeichner zur Vertretung des Vorschlags gegenüber dem Wahlvorstand
und zur Entgegennahme von Erklärungen und Entscheidungen des
Wahlvorstands berechtigt ist. Fehlt bei Wahlvorschlägen der Beschäf-
tigten eine Angabe hierüber, gilt der Unterzeichner als berechtigt, der
an erster Stelle steht.

(5) Der Wahlvorschlag kann mit einem Kennwort versehen werden.

(6) Ein Wahlvorschlag darf nur geändert werden, wenn die in § 7 be-
stimmte Frist noch nicht abgelaufen ist und alle Unterzeichner der Än-
derung zustimmen. § 9 Abs. 3 bleibt unberührt.

(7) Dem Wahlvorschlag ist die schriftliche Zustimmung der Bewerber
zur Aufnahme in den Wahlvorschlag beizufügen.

§ 9
Behandlung der Wahlvorschläge,

ungültige Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorstand vermerkt auf den Wahlvorschlägen den Tag des
Eingangs. Im Falle des Absatzes 7 ist auch der Zeitpunkt des Ein-
gangs des berichtigten Wahlvorschlags zu vermerken.

(2) Wahlvorschläge, die ungültig sind, weil sie nicht die erforderliche
Anzahl von Unterschriften aufweisen oder weil sie nicht fristgerecht
eingereicht worden sind, gibt der Wahlvorstand unverzüglich unter An-
gabe der Gründe zurück.

(3) Der Wahlvorstand hat einen Bewerber, der mit seiner schriftlichen
Zustimmung auf mehreren Wahlvorschlägen benannt ist, aufzufor-
dern, innerhalb von drei Kalendertagen zu erklären, auf welchem
Wahlvorschlag er benannt bleiben will. Gibt der Bewerber diese Erklä-
rung nicht fristgerecht ab, so wird er von sämtlichen Wahlvorschlägen


